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Wahlordnung für die
Kunsthochschule Berlin.t/lfeißensee - Hochschule für Gestaltung

Der Akademische Senat der Kunsthochschule Berlin-Weißensee hat gemäß
$ +S nbs. 4 i. V. m. $ 6r des Berliner Hochschulgesetzes (BerlHC)vom

12. Oktober 1990 (CVBl. S. 2165)folgende Wahlordnung erlassen:

$ r Geltungsbereich

Diese Wahlordnung regelt die Durchführung der Wahlen, soweit diese nicht durch gesonderte
Rechtsvorschriften geregelt sind, und die Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts an der
Kunsthochsch u le Berl i n-Wei ßensee.

Wahlen zum Akademischen Senat und zum Konzil

$2

(r) Die Mitglieder des Akademischen Senats und des l.onzils werden entsprechend 5 z Rbs. 1 Hochschul-
Wahlgrundsätze-Verordnung (HWCVO) vom 3. April 1992 (CVBl. S. 177) nach den Grundsätzen der
persona I isierten Verhä ltniswa h I gewä h lt.

(z) Die Crundsätze der personalisierten Verhältniswahl und deren Durchführung werden geregelt durch den

$zRbs.2-6HWCVO.

$¡

Die Wahlberechtigung zu den Wahlen zum Akademischen Senat und zum Konzilwird geregelt durch die
Vorschriften des 5 ¡ HWCVO, ergänzt durch die Übergangsvorschriften des $ 6 HWCVO.

$+

Die Wählbarkeit zum Akademischen Senat und zum Konzilwird geregelt durch die Vorschriften des

$ + Hwcvo.



Wahlen zu den Abteilungsvorständen - Wahlen der Abteilungsleiter

$s

(r) Die Mitglieder der Abteilungsvorstände und die Abteilungsleiter werden nach den Crundsätzen des

Mehrheitswahlrechts in geheimer Wahl gewählt.

(z)Jede Cruppe (gem. $ 45 BerlHC) wählt die Vertreter ihrer Cruppe;jeder Wähler in der Abteilung, der er
angehört.

(3) $ 6 HWCVO gilt sinngemäß ebenfalls für die Wahlen zu den Abteilungsvorständen.

(+)Jeder Wähler hat so viele Stimmen, wie Mandate in seiner Cruppe zu vergeben sind. Stimmenhäufung ist
unzu lässig.

(S) lst nur ein Mandat zu
Mandate entscheidet die
Stimmen ergibt.

vergeben, gilt als gewählt, wer die meisten Stimmen erhält. Bei Vergabe mehrerer
Reihenfolge, die sich aus der Zahl der für die aufgeführten Bewerber abgegebenen

(6) Nein-Stimmen sind nur gültig, wenn fLir ein einzelnes Amt oder einen einzelnen Sitz nicht mehr als ein
Bewerber vorhanden ist. ln diesem Fall ist gewählt, wer die Mehrheit der Ja-Stimmen erhält.

(Z) Einer Wa h I beda rf es nicht, wenn die Tahl der Angehörigen einer Cru ppe gleich oder geringer ist, a ls die
Zahl der ihr zustehenden Mandate.

$6

Bei den Wahlen zu den Abteilungsvorständen ist wahlberechtigt und wählbar, wer bei Ablauf der Frist zur

Abgabe der Wahlvorschläge seine dienstlichen Aufgaben ganz oder überwiegend in der entsprechenden
Ab{eilung wahrnimmt; für Studenten gilt 5 S n¡s. 2 I1WCVO sinngemäß. Studenten des t. und 2. Semesters

sind in der Abteilung lV wahlberechtigt und wählbar.

$z

Bildung der Wahlvorstä nde

(r) Für die Wahlen werden an der KHB ein Zentraler Wahlvorstand und für jede Abteilung ein örtlicher
W'ahlvorstand gebildet. Soweit Wahlberechtigte keiner Abteilung angehören, ist für sie der Zentrale
Wahlvorstand zuständig.

(z) Der Zentrale Wahlvorstand und die örtlichen Wahlvorstände werden so rechtzeitig gebildet, daß sie ihre

Aufgaben von Beginn des Semesters an wahrnehmen können, in dem Wahlen stattfinden.
DieÁmtszeit des Tentralen Wahlvorstandes beträgt zwei akademische Jahre, die Amtszeit der örtlichen
Wahlvorstände endet mit der Feststellung und Veröffentlichung des endgültigen Wahlergebnisses der
jeweiligen Abteilung.

(3) Die Mitglieder des Zentralen Wahlvorstandes und ihre Stellvertreter werden vom Akademischen Senat auf

Vorschlag ães Leiters/der Leiterin der Hochschule gerirählt. lhm gehören an:

1. ein Professor,
z, ein akademischer Mitarbeiter,
3. ein Student,
4. ein sonstiger Mitarbeiter.

Der Zentrale Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.

(+) O¡e Mitglieder des örtlichen Wahlvorstandes werden auf Vorschlag des Abteilungsleiters vom

Abtei I ungsvorsta nd gewä h lt.
lhm gehören aus der jeweiligen Abteilung an:



1. ein Professor,
2. ein akademischer Mitarbeiter,
3. ein Student,
4. ein sonstiger Mitarbeiter.

Der örtliche Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden

(S) Sind bei veränderter Abteilungsstruktur noch keine der neuen Situation gemäßen Cremien und Leiter
vorhanden, wird über die Wahl des örtlichen Wahlvorstandes gem. $ 8 Abs. !Satz r entschieden.

(6) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter aus einem Wahlvorstand aus, so wird unverzüglich ein
Nachfolger gewählt. Bewirbt sich ein Mitglied oder ein Stellvertreter selbst für eine Wahl, so gilt Satz 1.

$8

Aufgaben der Wahlvorstände

(r) Der Zentrale Wahlvorstand erläßt Richtlinien über die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen. Er

entscheidet über Wahlanfechtungen und nimmt die weiteren in dieser Wahlordnung genannten Aufgaben
wahr.

(z) Der Zentrale Wahlvorstand und die örtlichen Wahlvorstände sind für die ordnungsgemäße Vorbereitung
und Durchführung der Wahlen in ihrem Bereich verantwortlich. Sie werden von der Verwaltung der
Hochschule unteritützt, insbesondere durch Bereitstellung der notwendigen Fach- und Hilfskräfte.

(¡) Die Mitglieder der Wahlvorstände sind zu gewissenhafter und unparteilicher Erfüllung ihres Amtes
verpfl ichtet. I h re Tätigkeit ist ehrenamtl ich.

(+) Soweit ein örtlicher Wahlvorstand nicht gebildet ist oder erforderliche Entscheidungen nicht trifft,
entscheidet der Zentrale Wahlvorstand.

(S) Am Wahltag bilden bei Wahlen zum Akademischen Senat und zum Konzil der Zentrale Wahlvorstand und

bei Wahlen zu ãen Abteilungsvorständen der örtliche Wahlvorstand die Wahlleitung. Der Vorsitzende des

Wahlvorstandes ist zugleich-Wahlvorsteher. Die Wahlleitung bestimmt aus ihrer Mitte einen Protokollführer

(6) Bei Stimmengleichheit in den Wahlvorständen gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

Entsprechendes gilt für die Wahlleitung.

$g

Termine und Fristen

(r) Durch die Bestimmung des Zeitpunktes der Wahlen sind die Voraussetzungen füreine m.öglichst hohe

W'atrtU"teitigung zu schafren. Wahien sind so zu terminieren, daß sie noch während der Vorlesungszeit

abgeschlossen werden können.

(Z) Wahltermine für die Wahlen zum Akademischen Senat und zum Konzil werden vom Zentralen

wãhlvorstand festgesetzt und spätestens am sechzigsten Kalendertag vor Beginn der wahl an zentralen

Plätzen der KHB durch Aushang bekanntgegeben'

(¡) Wahltermine für die Wahlen zu den Abteilungsvorständen werden vom Zentralen Wahlvorstand in

Aóspr.ft. mit den Abteilungsleitern festgelegt ùnd. grundsätzlich spätestens.3T y!"tt-ig:ten Kalendertag vor

sãginÀ der wahl bekanntge[eben. Der ze-ntra-ie wahlvorstand ist verantwortlich für die Bekanntgabe durch

Ruihang an zentralen plä[ze"n der KHB, der örtliche Wahlvorstand für die Bekanntgabe durch Aushang in den

Arbeitsbereichen der Abteilung.

(+) ln dieser Wahlordnung benannte Fristen enden am letzten Tag um 15.00 Uhr. Endet eine Frist an einem

ionnabend, Sonntag odeigesetzlichen Feiertag, so ist für die Fristwahrung der nächste Werktag, bei

rücklä ufi ge r Fri stbeiech n uñ g der vorhergehende Werkta g, m a ßge bend.

(S) Fristen werden nur durch die akademischen Weihnachtsferien gehemmt'



$ro

Wahlbeka nntmachung

(r) Die Wahlbekanntmachung enthält neben der Mitteilung der Wahltermine Angaben über

L. Cegenstand und Art der Wahl,
2. Wahlberechtigung und Wählbarkeit,
3. Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis,
4. Einspruch gegen das Wählerverzeichnis,
5. Abgabefrist und Form der Wahlvorschläge,
6. Veröffentl ich u ng der Wah lvorsch läge,

7. Erhalt und Rücklauf der Briefwahlunterlagen.

(z) Ort und öftnungszeit der Wahlräume sowie Näheres über die Feststellung und Veröffentlichung des

Wa hlergebn isses werden i n ei ner gesonderten Beka n ntmach u n g m itgetei lt.

(¡) Se¡ Wahlen zum Akademischen Senat und zum Konzil erfolgt die Wahlbekanntmachung durch den

Zentralen Wahlvorstand durch Aushang an zentralen Plätzen der KHB, bei Wahlen zu den Abteilungs-
vorständen zusätzlich durch den örtlichen Wahlvorstand durch Aushänge in den Arbeitsbereichen der
Abtei I u ng.

$11

Wählerverzeichnis

(r) Für die Wahlen zum Akademischen Senat und zum Konzil erhält der Zentrale Wahlvorstand von der
Verwaltung der Hochschule eine nach Mitgliedergruppen gegliederte Liste aller Wahlberechtigten
(Wählervezeichnis). Das Wählerverzeichnis enthält Vor- und Familienname, gegebenenfalls Dienst-
bezeichnung (Titel) und Abteilung der Wahlberechtigten, bei Studenten Vor- und Familienname,
Matrikeln ummer und Abteilung.

(Z) Für die Wahlen zu den Abteilungsvorständen erhalten die örtlichen Wahlvorstände von den

Abteilungsleitern nach Mitgliedergiuppen gegliederte Listen aller Wahlberechtigten der Abteilung
(Wählervãrzeichnis). Sie en[halten ausschließ]ich die Vor- und Familiennamen. Bei Namensgleichheit wird eine

zusätzliche Kennzeichnung vorgenommen, die den Datenschutz nicht beeinträchtigt.

(¡) Die Wählerverzeichnisse werden zwei Wochen zur Einsicht ausgelegt. Ein Wahlberechtigter kann während
der Auslegefrist beim Zentralen Wahlvorstand schriftlich Einspruch gegen das Wählerverzeichnis seiner

Cruppe einlegen.

Soweit die behauptete Tatsache nicht offenkundig ist, hat der Einsprechende die erforderlichen Beweismittel

beizubringen.

(¿) Oer Zentrale Wahlvorstand entscheidet über die Einsprüche. Er nimmt Berichtigungen des Wähler-
ùerzeichnisses vor, die aufgrund der Einsprüche oder eigener Feststellungen erforderlich sind.

(S) Die Wählerverzeichnisse werden drei Tage vor Beginn der Wahlen abgeschlossen. Danach können

Wahlberechtigte nicht mehr nachgetragen oder gestrichen werden.

$rz

Wahlvorschläge - Wahlen zum Akademischen Senat und zum Konzil

(r) Die Frist zur Abgabe von Wahlvorschlägen endet am 36. Tag vor dem Wahltag. Nach Ablauf dieser Frist

kann eine Wahlbewerbung nicht mehr zurückgezogen werden.

(Z)Wahlvorschläge können mit einem Kennwort von höchstens 35 Anschlägen verseh.en werden' Das

kénnwort darf keJne rechtswidrigen oder zur Verwechslung führenden Begriffe enthalten'

(¡) Ein Wahlvorschlag (t-iste) muß mindestens drei Bewerber enthalten. Es bedarf der Unterstützung von

m¡ndestens zwei we-lteren Wahlberechtigten, in der Cruppe der Studenten von mindestens sieben weiteren



Wahlberechtigten.
Sind weniger als vierzig Wahlberechtigte vorhanden, so bedarf ein Wahlvorschlag der Unterstützung von

mindestens drei Wahl berechtigten.

(+)Wahlvorschläge sind auf den vom Zentralen Wahlvorstand herausgegebenen Formblättern unter Angabe

der Cruppenzugehörigkeit beim Zentralen Wahlvorstand einzureichen. Sie müssen über jeden Bewerber
folgende Anga ben entha lten:

1. Vor- und Familienname
z. gegebenenfalls Amts- oder Dienstbezeichnung,
3. Hochschulbereich (Abteilung),

bei Studenten Namen, Studienfach, Semesterzahl und Matrikelnummer.
Jeder Bewerber muß seine Zustimmung zum Wahlvorschlag durch eigenhändige Unterschrift erklären.

(S) Jeder Bewerber kann sich zur Wahl für ein bestimmtes Cremium nur auf einem Wahlvorschlag (einer Liste)

bewerben.

5rE

Wahlvorschläge - Wahlen zu den Abteilungsvorständen

(r) Die Frist zur Abgabe von Wahlvorschlägen endet am t4.Tag vor dem Wahltag. Nach Ablauf dieser Frist

können Wahlbewerbungen weder angenommen noch zurückgezogen werden.

(Z) Der Wahlvorschlag eines Bewerbers bedarf dessen Zustimmung und der Unterstützung von.mi.ndestens
zwei Wahlberechtigten der gleichen Cruppe und Abteilung. Besteht eine Cruppe aus weniger als drei
Mitgliedern, bedarf es bei der Wahlbewerbung keiner unterstützenden Stimme.

(3) Wahlvorschläge sind schriftlich beim zuständigen örtlichen Wahlvorstand einzureichen. Sie müssen

folgende Angaben enthalten:

1. Vor- und Familienname des Bewerbers,
2. Abteilungs- und Cruppenzugehörigkeit des Bewerbers,

3. Zustimmung des Bewerbers durch eigenhändige Unterschrift,
4. Unterstützungserklärung zweier Wahlberechtigter ($ 13 Abs. Z) durch deren eigenhändige Unterschrift.

St4

Prüfung und Veröffentlichung der Wahlvorschläge

(r) Der jeweils zuständige Wahlvorstand beschließt über die Zulässigkeit der Wahlv_orschläge. Wahlvorschläge,

die deiVorschriften ¿ei S$ !2 und 13 nicht entsprechen oder mehrdeutig sind, dürfen nicht zugelassen

werden.
(Z) Die Reihenfolge der Wahlvorschläge gem. 5 12 wird vom Vorsitzenden des Zentralen Wahlvorstandes durch

Lose ntscheid festgele gt.

(¡) Die Wahlvorstände machen die zugelassenen Wahlvorschläge gemäß $ rOfbs.3 unvez-üglich bekannt. Bei

àËr eekanntmachung dürfen Ceburtsiag, Matrikelnummer und Wohnanschrift nicht veröffentlicht werden'

(+) cegen die Entscheidung über die Zulässigkeit eines Wahlvor.schlages kann jeder Wahlberechtigte innerhalb

uän ¿rË¡ Tagen nach der Bãkanntmachung Eìnspruch einlegen. Über den Einspruch entscheidet der Zentrale

Wahlvorstand.

$15

Stimmzettel

(r) Frirjede Cruppe gemäß $ +S Rbs.l BerlHC werden gesonderte Stimmzettel hergestellt.

(Z) BeiWahlen gemäß $ 2 sind auf den Stimmzetteln die zugelassenen Wahlvorschläge in der nach 5 14 Abs. 2

festgelegten Rei henfolge a ufzufü hren



Die Stimmzettel enthalten die Listennummer, das Kennwort und die Namen mindestens der drei ersten
Bewerber jedes Wahlvorschlages. Bei mehr als drei Bewerbern pro Wahlvorschlag ist $ z Abs. 3 Satz 2 HWCVO
zu beachten.

(¡) BeiWahlen gemäß $ S s¡nd die Namen aller Bewerber einer Cruppe in alphabetischer Reihenfolge
a ufzufü h re n.

$16

Die Wahlhandlung - Urnenwahl

(r) Die Wahlen sind primär Direktwahlen (Urnenwahl). Briefwahl ist möglich.

(z) ln den Wahlräumen ist jede Wahlwerbung untersagt. Der Wahlvorsteher übt im Wahlraum das Hausrecht
im Auftrag des Leiters der Hochschule aus. Während der Wahlhandlung müssen im Wahlraum stets der
Wahlvorsteher und der Protokollführer oder ihre jeweilígen Stellvertreter anwesend sein. Die Wahlleitung hat
dafür zu sorgen, daß sich in der Wahlkabine nicht mehr als ein Wähler aufhält.
(¡) Beim Betreten des Wahlraumes legt der Wähler der Wahlleitung seinen Personalausweis oder einen
anderen mit einem Lichtbild versehenen gültigen amtlichen Ausweis vor. Die Wahlleitung überprüft anhand
ihres Wählerverzeichnisses, ob bereits Briefwahl stattgefunden hat. Hat der Wähler nicht durch Briefwahl
gewählt, erhält er die Stimmzettel und den Stimmzettelumschlag, begibt sich in die Wahlkabine, kennzeichnet
dort die Stimmzettel und steckt sie in den Stimmzettelumschlag. Der Protokollführer vermerkt die
Stimmabgabe im Wählerverzeichnis. Danach wirft der Wähler seinen Stimmzettelumschlag in die Wahlurne.

(r) Wahlberechtigte, die am Wahltag
zur Briefwahl. Wer von der Briefwahl

$rz

Die Wahlhandlung - Briefwahl

verhindert sind, an der Urnenwahlteilzunehmen, haben die Möglichkeit
Cebrauch macht, darf nicht mehr an der Urnenwahl teilnehmen.

(z) Die Briefwahlunterlagen sind
t. der Wahlsche4in,
z. der / die Sti m mzettel,
3. der Stimmzettelumschlag,
4. der Wahlbriefumschlag für die Rücksendung der Briefunterlagen.

(¡) Zehn Tage vor dem Wahltag können die Briefwahlunterlagen persönlich oder von Beauftragten bei den
zuständigen Wahlvorständen entgegengenommen werden. Bei der Übergabe wird im Wahlschein der Name
und Vorname des Wahlberechtigten eingetragen, für den die Briefwahlunterlagen bestimmt sind.

(+) Wer durch Briefr¡uahl wählt, kennzeichnet persönlich die Stimmzettel, legt sie in den Stimmzettelumschlag,
klebt diesen zu und legt ihn zusammen mit dem Wahlschein in den Wahlbriefumschlag.Zuvor muß der
Wahlberechtigte auf dem Wahlschein durch eigenhändige Unterschrift versichern, daß er die Stimmzettel
eigenhändig gekennzeichnet hat.

(S) Die Briefwahlunterlagen müssen bis spätestens zum Wahltag, und zwar eine Stunde vor Beginn der
Urnenwahl, wieder in den Händen der jeweiligen Wahlvorstände sein. Spätere Rücksendung/Rückgabe kann

nicht berücksichti gt werden.

(6) Die Wahlvorstände verwahren die eingegangenen Wahlbriefe sorgfältig. Eine Stunde vor Beginn der
Urnenwahl werden die Wahlbriefumschläge geöffnet, die Wahlscheine und Stimmzettelumschläge auf
Cültigkeit überprüft, anhand der Wahlscheine die Stimmabgaben im Wählerverzeichnis vermerkt und die
Stimmzettelumschläge ungeöffnet in die Wahlurne eingeworfen. Dieser Vorgang findet öffentlich statt.



$18

Protokoll

über die Wahlhandlung ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll muß mindestens folgende Angaben
enthalten:

1. Beginn und Ende der Wahlhandlung,
z. Mitglieder der Wahlleitung und ihre jeweiligen Anwesenheitszeiten,
3. Zahl d e r a bgege benen Sti m mzettel u m sch I ä ge,

4. erha ltene u nd Li bergebene Briefwahl u nterla gen,

5. besondere Vorkommnisse.

$rg

Feststellung des Wahlergebnisses

(r) Die Auszählung und Feststellung des Wahlergebnisses erfolgt öffentlich. Die Wahlleitung kann die
öffentlichkeit ausschließen, wenn die ordnungsgemäße Ausführung der Aufgabe auf andere Weise nicht
gewä h rleistet werden kan n.

(z)BeiWahlengemäß$zwirddasWahlergebnisgemäß$zAbs.3Satz3und4tlwCVOfestgestellt.

(¡) Bei Wahlen gemäß $ S zählt die Wahlleitung nach Abschluß der Wahlhand#lung die für die Bewerber
abgegebenen Stimmen aus und teilt nach der Reihen#folge, die sich aus der Tahl der für die Bewerber
abgegebenen Stimmen ergibt, die Mandate in den entsprechenden Cruppen zu.

Kommt es bei Vergabe des letzten Mandats einer Cruppe zu Stimmengleichheit, zieht der Vorsitzende des

Wahlvorstandes das Los.

(+) Oas vorläufige Wahlergebnis macht der zuständige Wahlvorstand unverzüg#lich im Anschluß an dessen

Ermittlung bekãnnt, das amtliche Endergebnis erst nach Überprüfung

a) bei Wahlen gemäß $ z durch den Zentralen Wahlvc,rstand,
b) bei Wahlen gemäß $ 5 durch den Örtlichen wahlvorstand

unter Mitarbeit mindestens eines Mitgliedes des Zentralen Wahlvorstandes und nach der Entscheidung über
ei ngegangene Wa h la nfechtu ngen.

(S) Die Feststellung des Wahlergebnisses umfaßt mindestens Angaben über

1. die Wahlbeteiligung,
z. dieZahl der ungültigen Stimmen,
3. die Za h I der ungültigen Briefwahl unterlagen,
4. dieZahl der auf die einzelnen Listen oder Bewerber entfallenen Stimmen,
5. die Namen der gewählten Bewerber.

$20

Gültigkeit der Stimmzettel

(r) Ein Stimmzettel ist ungültig,

1. wenn er nicht gekennzeichnet ist,
2. wenn er erkennbar nicht von der Hochschulverwaltung hergestellt ist,

3. wenn aus seiner Kennzeichnung der Wille des Wählers nicht zweifelsfreierkennbar ist,

4. wenn er über die Kennzeichnung hinaus einen Zusàtz enthält,
5. wenn mehr Stimmen abgegeben wurden, als dem Wähler zustehen,

6. wenn er Stimmenhäufung enthält,
7. wenn ein Wahlbrief nicht den Wahlschein und die erforderliche Versicherung des Wählers enthält,
8. wenn der Stimmzettelumschlag in einem Wahlbrief nicht zugeklebt ist.



(z) Enthält ein Stimmzettelumschlag weniger Stimmzettel als vorgesehen sind, so sind die abgegebenen
Stimmzettelvorbehaltlich Abs. r gültig. Enthält ein Stimmzettelumschlag mehr Stimmzettel als vorgesehen, so
gelten mehrere gleichartige Stimmzettel als eine Stimme, wenn ihre Kennzeichnung gleichlautend ist oder nur
ein Stimmzettelgekennzeichnet ist; andernfalls sind sie ungültig.

$zr

Wahlanfechtung

(r)Jeder Wahlberechtigte kann die Wahl innerhalb einer Frist von drei Werktagen nach Bekanntmachung des
vorläufigen Wahlergebnisses anfechten. Der Einspruch ist beim Zentralen Wahlvorstand schriftlich einzulegen
und zu begründen.

(z) Der Einspruch gemäß Abs. r ist nicht zulässig, wenn der Antragsteller mit der gleichen Begründung
Einspruch gegen das Wählerverzeichnis oder gegen einen Wahlvorschlag hätte erheben können. Wirkt sich der
behauptete Verstoß nur auf die Wahl zu einem Cremium oder in einer Cruppe aus, so steht der Einspruch nur
einem Wahlberechtigten zu diesem Cremium oder der betreffenden Cruppe zu.

(¡) Der Einspruch ist begrtindet, wenn Vorschriften über das Wahlrecht, über die Wählbarkeit, über das
Wahlverfahren oder über die Feststellung des Wahlergebnisses verletzt wurden, es sei denn, der Verstoß war
nicht geeignet, die Mandatsverteilung zu ändern.

(+) tst der Einspruch begründet, so erklärt der Zentrale Wahlvorstand die Wahl ganz oder teilweise für
ungültig. lst lediglich die Feststellung des Wahlergebnisses fehlerhaft, so wird sie vom Zentralen Wahlvorstand
berichtigt. Über die ablehnende Entscheidung erteilt der Zentrale Wahlvorstand einen mit
Rechtsbehelfsbeleh rung versehenen Bescheid.

$zz

Wiederholungswahl, Nachwahl

(r) lst eine Wahl ganz oder teilweise für ungültig erklärt worden, so ist sie nach Maßgabe der Entscheidung
unverzüglich zu wiederholen.

(z) Eine Wiederholungswahl findet nach denselben Vorschriften, denselben Wahlvorschlägen und, wenn seit
der ursprünglichen Wahl das Semester noch nicht abgelaufen ist, aufgrund desselben Wählerverzeichnisses
wie für die ursprüngliche Wahl statt, soweit nicht die Entscheidung nach $ zr hinsichtlich der Wahlvorschläge
und Wählerverzeichnisse Änderungen vorschreibt. Personen, die zwischenzeitlich die Wahlberechtigung
verloren haben, sind aus dem Wählerverzeichnis, Personen, die zwischenzeitlich die Wählbarkeit verloren
haben, sind aus den Wahlvorschlägen zu streichen.

(¡) Sind bei einer Wahl nicht alle zu vergebenden Mandate besetzt worden, so findet auf Antrag eine
Nachwahl statt. Dem Antrag ist ein Wahlvorschlag beizufügen.

(+) Rnträge zur Durchführung von Nachwahlen können bis zum Ablauf von

30 Kalendertagen nach Vorlesungsbeginn des auf die Wahl folgenden Semesters beim Zentralen
Wahlvorstand gestellt werden. Nachwahlen werden in der Regel nur als Urnenwahl durchgeführt.

$z¡

Stel lvertretung, Ma ndatsnachfolge

(r) lst ein Mitglied des Akademischen Senats oder des Konzils verhindert, an einer Sitzung teilzunehmen, so

kann es sich, wenn es gemäß $ z gewählt wurde, durch den jeweils rangnächsten Bewerber aus seinem
Wahlvorschlag vertreten lassen. Die nach $ 5 gewählten Mitglieder der Abteilungsvorsstände können sich

durch den Bewerber mit der jeweils nächstniedrigeren Stimmenzahl vertreten lassen.

(z) Aus einem Cremium scheidet aus, wer

1. die Mitgliedschaft in der Cruppe verliert, für die er gewählt wurde,
z. die Organisationseinheit verläßt, für die er gewählt ist,



3. aus anderen Cründen seine Wählbarkeit verliert,
4. sein Mandat niederlegt.

(¡)nn d¡e Stelle eines gemäß Abs. 2 ausgeschiedenen Mitgliedes tritt der jeweils rangnächste Bewerber aus
dem Wahlvorschlag des Ausgeschiedenen (Nachrücker), im Falleiner Wahl gemäß 5 S der Bewerber mit der
jeweils nächstniedrigeren Stimmenzahl.

5z+

Wahl des Abteilungsleiters

(r)Spätestens am siebenten Tage nach Bekanntgabe des amtlichen Wahlergebnisses tritt der neu gewählte
Abteilungsvorstand zur konstituierenden Sitzung zusammen und wählt den Abteilungsleiter.

(z) Oer Abteilungsleiter wird in der Regel aus dem Kreis der Professoren gewählt. Zum Abteilungsleiter kann
nur gewählt werden, wer sich in einem festen Arbeitsverhältnis mit der KHB befindet.

(¡) Die Wahl des Abteilungsleiters wird nach dem Prinzip der Mehrheitswahl vollzogen. Cewählt ist der
Kandidat, der die meisten Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit ist ein zweiter und gegebenenfalls ein dritter
Wahlgang erforderlich. Fällt auch im dritten Wahlgang keine Mehrheitsentscheidung, so entscheidet das Los.

(+) Nein-Stimmen sind nur dann gültig, wenn für das Amt des Abteilungsleiters nur ein Bewerber vorhanden
ist. ln diesem Falle gilt der Bewerber als gewählt, wenn er die Mehrheit der Ja-Stimmen erhält.

(5) Vorschlagsberechtigt für die Nominierung von Kandidaten sind ausschließlich die Mitglieder des
Abteilungsvorstandes. Die Vorschläge können öffentlich durchZuruf erfolgen. Auf Antrag eines Mitglieds ist
die Wah I des Abteil ungsleiters
geheim.

(6) Kommt eine Wahl des Abteilungsleiters nicht zustande, weil aus dem Kreis des Abteilungsvorstandes kein
Bewerber gefunden werden kann, macht der Leiter der Hochschule entweder vom Einsetzungsrecht Cebrauch
oder ordnet Neuwahl des Abteilungsvorstandes an.

$zs
Gleichzeitigkeit von Wahlen

Die Wahlen zum Akademischen Senat und zum Konzil finden gleichzeitig statt. Die Wahlen zu den
Abeil un gsvorstä nden sol lten ebenfa I ls zu m gleichen Zeitpu n kt stattfinden.

$26
Wahl des Leiters der Hochschule und seines Stellvertreters

(r) Die Crundsätze für die Wahl des Rektors der Hochschule sind festgelegt im $ S¡ BerlHC, für die Wahl des

Prorektors in 5 Sz BerlHC.

(z) Der Zentrale Wahlvorstand eröftnet das Verfahren zur Wahl des Leiters sowie des Prorektors zu Beginn des

Semesters, mit dem die Amtszeit der Vorgänger endet.

(¡) Bei der Festsetzung der Termine soll der Zentrale Wahlvorstand sich mit den beteiligten Organen
abstimmen. Zwischen der Bekanntgabe des endgültigen Wahlvorschlages und der Wahl müssen mindestens
sieben Kalendertage liegen.

(a) Die Wahl des Prorektors soll gleíchzeitig mit der Wahl des Leiters stattfinden, wenn die Amtszeiten im
gleichen Semester ablaufen.

5zt
Wahl der studentischen Gremien

(r) Die Wahl zu den studentischen Cremien wird durch eine von der Studentenschaft zu erlassene
Wahlordnung geregelt.



(z) Der Zentrale Wahlvorstand unterstützt oder führt auf Wunsch der Studentenschaft die Wahlen zu deren
Cremien durch, sofern die rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen dafür vorhanden sind.

S28
Aufbewahrung der Wahlunterlagen

Alle Wahlunterlagen werden vom Zentralen Wahlvorstand bis zum Ende des Semesters aufbewahrt, in dem
die Wahl stattgefunden hat. Danach werden sie vernichtet, soweit sie nicht für ein Wahlprüfungsverfahren
oder einen anhängigen Rechtsstreit benötigt werden.

5zg

lnkrafttreten

Diese Wahlordnung tritt mit Veröflentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der Kunsthochschule Berlin-
Weißensee in Kraft.


